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in kirchlichen Angelegenheiten.

Da liiifraiikirte Geldsendungen Hieramts einlangen, so wird dem wohlehrwürdigen 
Knratklerus im Sinne des mit Verordnung vom 30. Dezember v.J.Zah l 3031 mitget^eilten 
Gesetzes dto. 2. Oktober 1865 Nachstehendes zur Darnachachtnng augeorduet:

1. Als Regel ist anznnehmen, die Portogebühr sei von demjenigen zu tragen, in 
dessen Interesse die Sendnnzz geschieht;, wie auch:

2. Wer verpflichtet ist, eine Geldgebühr an ein Amt oder eine Behörde zu entrich­
ten, hat auch Sorge zu tragen, daß dieselbe portofrei dahin gelange. , .

3. Den Dekanats- und Pfarrämtern oder ändern kirchlicheil Organen, welche für
andere Zwecke, als in eigenem Interesse dergleichen Geschäfte zu führen haben, kann eine
neue Last deßwegen nicht zngehen. Sie sind daher berechtiget, das Porto zur portofreien Sen­
dung von den Betreffenden einznheben oder in Rechnung zu bringen.

Was insbesondere einzelne Geld- oder Werthsendmrgrn; >welche an das Ordinariat 
zu gelangen haben, betrifft, so ist

4. bei Einsendung von Taxen, Stenern und ändern fixen Gebühren die Regel sub 
1 und 2 in Anwendung zn bringen.

5. Bei wohlthätigen, freiwilligen Gaben, z. B. für die Leopoldineilstiftnng, den 
Boilifazins-Verein und andere Missionszwecke, für das Knaben - Seminar u. s. tu. ist es ge­
stattet, das Porto vom Betrage in Abrechnung zu bringen, wenn es nicht vom Geber berich­
tiget wird. Es ist jedoch bei der Abfuhr der volle Betrag nebst dem Abzüge des Porto 
auszuweisen.

6. Sind Beträge eindr milden Sammlung an eine weltliche Behörde zu senden,
'und ist keine Portofreiheit zugestandeu, so ist dasselbe, wie sub 5, zn beobachten.

77 Da die Vorschrift auch die Sendung von Werthpapieren, z. B. Obligationen 
Don Stiftungen oder freien Kirchen- und Pfründenvermögen betrifft: so ist-diese Gebühr vom 
dem Interessenten nach 1 zn tragen, und bei neuen Stiftungen unter jene Allsgaben zu rech-



nett, welche zur Berichtigung der Stiftung oljne Abbruch des Kapitals erforderlich sind, und 
entweder vom Stifter, oder von den Zinsen des Kapitals ztt bestreiten sind.

8. In  wie fern bei dem Fürstbischöflichen Ehegerichte mich Fälle Vorkommen, daß
solche Gebühren, z. B. Taxen, mich an die II. und III. Instanz abzuführen sind: so haben
die Parteien auch das Porto der Weiterbeförderung an die betreffende Gerichtsbehörde mit
dem Taxbetrage u. a. sogleich zu erlegen, wenn selbe es nicht vorziehen, unmittelbar die
Sendung zu besorgen, was ihnen nicht zu verwehren ist. Jedoch haben sie sich. über die 
erfolgte Sendung in der vorgeschriebenen Zeit bei dem, zur Enthebung beauftragten Pfarr­
amts gehörig auszuweisen.

I n  gleicher Weife ist zu verfahren, wenn während, der ehegerichtlichen Verhandlung 
ein Geldbetrag oder eine Werthfache zur Versendung kommen sollte.

9. Eine Erleichterung tritt in jenen Fällen ein, wenn mehrere, wenn auch verschie­
denartige Beträge zu gleicher Zeit zur Versendung kommen. Die Dekanatämter re. haben nach 
klugem Ermessen zu beurtheilen, in wie fern dies ohne Nachtheil für die Sache thunlich ist, 
und dann mich das Porto den Einzelnen pro rato anznrepartiren.

Innerhalb des Dekanatsbezirkes' wird häufig mittelst der Dekanatsbolen die Ver­
sendung geschehen. Außerdem ist dem gegenseitigen Einverständnisse m it den Betreffenden die 
geeignete Vorsorge, um unnöthige Auslagen zu vermeiden, anheimgestellt.

Das gleiche Verfahren wegen Anrechnung des Postporto tritt ein, wenn von einer 
portofreien Behörde nnfrankirte Geld- oder Wertsendungen zukommen, wofern nicht eine 
besondere Weisung hierüber erfolgt.

Sollten in besondern Fällen sich Umstände ergeben, wo eine weitere Anordnung 
erforderlich ist: so ist anher Bericht zu erstatten.

F. B. Lavanter Ordinariat zu Marburg am 17. März 1866.

Jakob Maximilian,
Fürst - Bischof.

M a th . Modrinjak,
Kons.-Rath.

Druck von ®. Janschih in Myrbnrg.
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